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G e s e t z
zur Änderung der Niedersächsischen Bauordnung

Vom 12. September 2018

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Die Niedersächsische Bauordnung vom 3. April 2012 (Nds.
GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Septem-
ber 2017 (Nds. GVBl. S. 338), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Satz 5 Halbsatz 2 wird die Verweisung
„Satz 1“ durch die Verweisung „den Sätzen 1 und 2“
ersetzt.

b) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die bisherigen Nummern 9 und 10 werden durch
die folgenden neuen Nummern 9 bis 13 ersetzt:

 „9. Krankenhäuser,

10. Gebäude mit mindestens einer Nutzungsein-
heit, die für die Pflege oder Betreuung von
Menschen mit Behinderungen oder Pflege-
bedarf und mit eingeschränkter Selbstret-
tungsfähigkeit bestimmt ist, wenn

a) eine solche Nutzungseinheit für die Pflege
oder Betreuung von mehr als sechs sol-
cher Menschen bestimmt ist,

b) mehrere solcher Nutzungseinheiten einen
gemeinsamen Rettungsweg haben und für
die Pflege oder Betreuung von insgesamt
mehr als zwölf solcher Menschen be-
stimmt sind oder

c) eine solche Nutzungseinheit für die Pflege
oder Betreuung von Menschen mit Inten-
sivpflegebedarf bestimmt ist, ausgenom-
men die Pflege oder Betreuung in fami-
liärer Gemeinschaft,

11. sonstige Einrichtungen zur Unterbringung
von Personen, wie Gemeinschaftsunterkünfte
oder Wohnheime,

12. Tagesstätten für Menschen mit Behinderun-
gen oder alte Menschen,

13. Tageseinrichtungen für Kinder und Nut-
zungseinheiten mit Räumen für die Kinder-
tagespflege mit Ausnahme von Tagesein-
richtungen und Nutzungseinheiten, die zur
Nutzung durch nicht mehr als zehn Kinder
bestimmt sind,“.

bb) Die bisherigen Nummern 11 bis 18 werden Num-
mern 14 bis 21.

cc) In der neuen Nummer 21 wird die Zahl „17“
durch die Zahl „20“ ersetzt.

c) Absatz 14 erhält folgende Fassung:

„(14) Bauprodukte sind

1. Produkte, Baustoffe, Bauteile und Anlagen sowie
Bausätze gemäß Artikel 2 Nr. 2 der Verordnung
(EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung
harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung
von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richt-
linie 89/106/EWG des Rates (ABl. EU Nr. L 88 S. 5;
2013 Nr. L 103 S. 10), zuletzt geändert durch die
Delegierte Verordnung (EU) Nr. 574/2014 der Kom-
mission vom 21. Februar 2014 (ABl. EU Nr. L 159
S. 41), die hergestellt werden, um dauerhaft in
bauliche Anlagen eingebaut zu werden,

2. aus Produkten, Baustoffen und Bauteilen sowie
Bausätzen gemäß Artikel 2 Nr. 2 der Verordnung
(EU) Nr. 305/2011 vorgefertigte Anlagen, die her-
gestellt werden, um mit dem Erdboden verbunden
zu werden,

und deren Verwendung sich auf die Anforderungen
nach § 3 Abs. 1 bis 3 auswirken kann.“

d) Es wird der folgende neue Absatz 16 eingefügt:

„(16) 1Barrierefrei sind bauliche Anlagen, soweit sie
für Menschen mit Behinderungen in der allgemein
üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und
grundsätzlich ohne fremde Hilfe auffindbar, zugäng-
lich und nutzbar sind. 2Hierbei ist die Nutzung behin-
derungsbedingt notwendiger Hilfsmittel zulässig.“

e) Der bisherige Absatz 16 wird Absatz 17.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Bauliche Anlagen müssen so angeordnet, be-
schaffen und für ihre Benutzung geeignet sein,
dass die öffentliche Sicherheit, insbesondere Le-
ben und Gesundheit, sowie die natürlichen Le-
bensgrundlagen und die Tiere nicht gefährdet
werden.“

bb) Satz 2 wird gestrichen.

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

b) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz 3 angefügt:

„3Zum Schutz des Klimas sind Möglichkeiten zum
sparsamen Umgang mit Boden, Wasser und Energie
sowie zur Gewinnung erneuerbarer Energien zu be-
rücksichtigen.“

c) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) 1Für die Durchführung von Baumaßnahmen
gilt Absatz 1 entsprechend. 2Baumaßnahmen dürfen
keine Verhältnisse schaffen, die den Anforderungen
nach den Absätzen 1 bis 3 widersprechen.“

d) Die Absätze 7 und 8 werden gestrichen.

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 werden am Ende der Punkt durch
ein Komma ersetzt und das Wort „und“ angefügt.

bb) Es wird die folgende Nummer 3 angefügt:

„3. Gebäudeteilen, die ausschließlich der Auf-
nahme von Aufzügen zur nachträglichen
Herstellung der Barrierefreiheit einer vor
dem 1. Januar 2019 rechtmäßig errichteten
oder genehmigten baulichen Anlage oder ei-
nes Teils einer baulichen Anlage dienen und
höchstens 2,50 m vor die Außenwand vor-
treten und von der Grenze des Baugrund-
stücks mindestens 1,50 m Abstand halten.“

b) Absatz 8 Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

„1. Stützmauern, Aufschüttungen und Einfriedungen

a) in Gewerbe- und Industriegebieten, jedoch von
den Grenzen eines Nachbargrundstücks, das
ganz oder teilweise außerhalb eines solchen
Gebiets liegt, nur solche mit einer Höhe von
nicht mehr als 2 m, und



Nds. GVBl. Nr. 12/2018, ausgegeben am 20. 9. 2018

191

b) außerhalb von Gewerbe- und Industriegebieten
mit einer Höhe von nicht mehr als 2 m

und“.

4. Im Dritten Teil wird nach § 16 der folgende § 16 a einge-
fügt:

„§ 16 a

Bauarten

(1) Bauarten dürfen nur angewendet werden, wenn bei
ihrer Anwendung die baulichen Anlagen bei ordnungsge-
mäßer Instandhaltung während einer dem Zweck ent-
sprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforderun-
gen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erlas-
sener Vorschriften erfüllen und für ihren Anwendungs-
zweck tauglich sind.

(2) 1Bauarten, die von Technischen Baubestimmungen
nach § 83 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 Buchst. a wesentlich abwei-
chen oder für die es allgemein anerkannte Regeln der
Technik nicht gibt, dürfen bei der Errichtung, Änderung
und Instandhaltung baulicher Anlagen nur angewendet
werden, wenn für sie

1. eine allgemeine Bauartgenehmigung durch das Deut-
sche Institut für Bautechnik oder

2. eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung durch
die oberste Bauaufsichtsbehörde

erteilt worden ist. 2§ 18 Abs. 2 bis 7 gilt entsprechend.

(3) 1Anstelle einer allgemeinen Bauartgenehmigung
nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 genügt ein allgemeines bau-
aufsichtliches Prüfzeugnis, wenn die Bauart nach allge-
mein anerkannten Prüfverfahren beurteilt werden kann.
2Diese Bauarten werden mit der Angabe der maßgeben-
den technischen Regeln für diese Prüfverfahren in den
Technischen Baubestimmungen nach § 83 bekannt ge-
macht. 3§ 19 Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Abs. 1 nicht zu er-
warten sind, kann die oberste Bauaufsichtsbehörde im
Einzelfall oder für genau begrenzte Fälle allgemein festle-
gen, dass eine Bauartgenehmigung nicht erforderlich ist.

(5) 1Bauarten bedürfen einer Bestätigung ihrer Überein-
stimmung mit den Technischen Baubestimmungen nach
§ 83 Abs. 2, den allgemeinen Bauartgenehmigungen, den
allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen für Bauar-
ten oder den vorhabenbezogenen Bauartgenehmigungen;
als Übereinstimmung gilt auch eine Abweichung, die
nicht wesentlich ist. 2§ 21 Abs. 2 gilt für den Anwender
der Bauart entsprechend.

(6) 1Bei Bauarten, deren Anwendung in außergewöhn-
lichem Maß von der Sachkunde und Erfahrung der damit
betrauten Personen oder von einer Ausstattung mit be-
sonderen Vorrichtungen abhängt, kann in der Bauartge-
nehmigung oder durch Verordnung der obersten Bau-
aufsichtsbehörde vorgeschrieben werden, dass der An-
wender über solche Fachkräfte und Vorrichtungen zu
verfügen und den Nachweis hierüber gegenüber einer
Prüfstelle nach § 24 Satz 1 Nr. 6 zu erbringen hat. 2In der
Verordnung können Mindestanforderungen an die Aus-
bildung, die durch Prüfung nachzuweisende Befähigung
und die Ausbildungsstätten einschließlich der Anerken-
nungsvoraussetzungen gestellt werden.

(7) Für Bauarten, die einer außergewöhnlichen Sorgfalt
bei der Ausführung oder der Instandhaltung bedürfen,
kann in der Bauartgenehmigung oder durch Verordnung
der obersten Bauaufsichtsbehörde die Überwachung die-
ser Tätigkeiten durch eine Überwachungsstelle nach § 24
Satz 1 Nr. 5 vorgeschrieben werden.“

5. Die Überschrift des Vierten Teils erhält folgende Fassung:

„Bauprodukte“.

6. Im Vierten Teil werden vor § 17 die folgenden §§ 16 b
und 16 c eingefügt:

„§ 16 b

Allgemeine Anforderungen
für die Verwendung von Bauprodukten

(1) Bauprodukte dürfen nur verwendet werden, wenn
bei ihrer Verwendung die baulichen Anlagen bei ord-
nungsgemäßer Instandhaltung während einer dem Zweck
entsprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforde-
rungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes er-
lassener Vorschriften erfüllen und gebrauchstauglich sind.

(2) Bauprodukte, die in Vorschriften eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum genannten technischen Anforderungen
entsprechen, dürfen verwendet werden, wenn das gefor-
derte Schutzniveau nach § 3 Abs. 1 gleichermaßen dauer-
haft erreicht wird.

§ 16 c

Anforderungen für die Verwendung
von CE-gekennzeichneten Bauprodukten

1Ein Bauprodukt, das die CE-Kennzeichnung trägt, darf
verwendet werden, wenn die erklärten Leistungen den in
diesem Gesetz oder in aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen Vorschriften festgelegten Anforderungen für diese
Verwendung entsprechen. 2Die §§ 17 bis 25 Abs. 1 gelten
nicht für Bauprodukte, die die CE-Kennzeichnung auf-
grund der Verordnung (EU) Nr. 305/11 tragen.“

7. § 17 erhält folgende Fassung:

„§ 17

Verwendbarkeitsnachweis

(1) Ein Verwendbarkeitsnachweis (§§ 18 bis 20) ist für
ein Bauprodukt erforderlich, wenn

1. es für das Bauprodukt keine Technische Baubestim-
mung und keine allgemein anerkannte Regel der Tech-
nik gibt,

2. das Bauprodukt von einer Technischen Baubestim-
mung (§ 83 Abs. 2 Nr. 3) wesentlich abweicht oder 

3. eine Verordnung nach § 82 Abs. 5 dies für das Bau-
produkt vorsieht.

(2) Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nicht erforderlich
für ein Bauprodukt, 

1. das von einer allgemein anerkannten Regel der Tech-
nik abweicht oder

2. das für die Erfüllung der Anforderungen dieses Geset-
zes oder aufgrund dieses Gesetzes erlassener Vor-
schriften nur eine untergeordnete Bedeutung hat.

(3) Die Technischen Baubestimmungen nach § 83 ent-
halten eine nicht abschließende Liste von Bauprodukten,
die keines Verwendbarkeitsnachweises nach Absatz 1 be-
dürfen.“

8. § 18 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Deutsche Institut für Bautechnik erteilt unter
den Voraussetzungen des § 17 Abs. 1 eine allgemeine
bauaufsichtliche Zulassung für Bauprodukte, wenn ihre
Verwendbarkeit im Sinne des § 16 b Abs. 1 nachgewiesen
ist.“

9. Die §§ 19 bis 23 erhalten folgende Fassung:

„§ 19

Allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis

(1) 1Bauprodukte, die nach allgemein anerkannten
Prüfverfahren beurteilt werden, bedürfen anstelle einer
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allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung nach § 18 nur
eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses. 2Die
Bauprodukte, für die die Voraussetzungen des Satzes 1
vorliegen, werden mit der Angabe der für das jeweilige
Prüfverfahren maßgebenden technischen Regeln in den
Technischen Baubestimmungen nach § 83 bekannt ge-
macht.

(2) 1Ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis
wird von einer Prüfstelle nach § 24 Satz 1 Nr. 1 für Bau-
produkte nach Absatz 1 erteilt, wenn ihre Verwendbar-
keit im Sinne des § 16 b Abs. 1 nachgewiesen ist. 2§ 18
Abs. 2 und 4 bis 7 gilt entsprechend. 

§ 20

Nachweis der Verwendbarkeit
von Bauprodukten im Einzelfall

1Mit Zustimmung der obersten Bauaufsichtsbehörde
dürfen unter den Voraussetzungen des § 17 Abs. 1 im
Einzelfall Bauprodukte verwendet werden, wenn ihre
Verwendbarkeit im Sinne des § 16 b Abs. 1 nachgewiesen
ist. 2Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Abs. 1 nicht zu er-
warten sind, kann die oberste Bauaufsichtsbehörde im
Einzelfall erklären, dass ihre Zustimmung nicht erforder-
lich ist.

§ 21

Übereinstimmungsbestätigung

(1) Bauprodukte bedürfen einer Bestätigung ihrer Über-
einstimmung mit den Technischen Baubestimmungen
nach § 83 Abs. 2, den allgemeinen bauaufsichtlichen Zu-
lassungen, den allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeug-
nissen oder den Zustimmungen im Einzelfall; als Über-
einstimmung gilt auch eine Abweichung, die nicht we-
sentlich ist.

(2) Die Bestätigung der Übereinstimmung erfolgt durch
eine Übereinstimmungserklärung des Herstellers (§ 22).

(3) Die Übereinstimmungserklärung hat der Hersteller
durch Kennzeichnung der Bauprodukte mit dem Über-
einstimmungszeichen (Ü-Zeichen) unter Hinweis auf den
Verwendungszweck abzugeben.

(4) Das Ü-Zeichen ist auf dem Bauprodukt, auf einem
Beipackzettel oder auf seiner Verpackung oder, wenn
dies Schwierigkeiten bereitet, auf dem Lieferschein oder
auf einer Anlage zum Lieferschein anzubringen.

(5) Ü-Zeichen aus anderen Ländern und aus anderen
Staaten gelten auch in Niedersachsen.

§ 22

Übereinstimmungserklärung des Herstellers

(1) Der Hersteller darf eine Übereinstimmungserklä-
rung nur abgeben, wenn er durch werkseigene Produkti-
onskontrolle sichergestellt hat, dass das von ihm herge-
stellte Bauprodukt den maßgebenden technischen Re-
geln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem
allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder der Zu-
stimmung im Einzelfall entspricht.

(2) 1In den Technischen Baubestimmungen nach § 83,
in den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen, in
den allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen oder
in den Zustimmungen im Einzelfall kann eine Prüfung
der Bauprodukte durch eine Prüfstelle vor Abgabe der
Übereinstimmungserklärung vorgeschrieben werden, wenn
dies zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Herstellung
erforderlich ist. 2In diesen Fällen hat die Prüfstelle das
Bauprodukt daraufhin zu überprüfen, ob es den maßge-
benden technischen Regeln, der allgemeinen bauaufsicht-
lichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Prüf-
zeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht.

(3) 1In den Technischen Baubestimmungen nach § 83,
in den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen, in
allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen oder in
den Zustimmungen im Einzelfall kann eine Zertifizie-
rung nach § 23 vor Abgabe der Übereinstimmungserklä-
rung vorgeschrieben werden, wenn dies zum Nachweis
einer ordnungsgemäßen Herstellung eines Bauprodukts
erforderlich ist. 2Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann
im Einzelfall die Verwendung eines Bauprodukts ohne
Zertifizierung gestatten, wenn nachgewiesen ist, dass das
Bauprodukt den maßgebenden technischen Regeln, der
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemei-
nen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder der Zustimmung
im Einzelfall entspricht.

(4) Bauprodukte, die nicht in Serie hergestellt werden,
bedürfen nur einer Übereinstimmungserklärung nach
Absatz 1, sofern nichts anderes bestimmt ist.

§ 23

Zertifizierung

(1) Dem Hersteller ist ein Übereinstimmungszertifikat
von einer Zertifizierungsstelle nach § 24 Satz 1 Nr. 3 zu
erteilen, wenn das Bauprodukt

1. den Technischen Baubestimmungen nach § 83 Abs. 2,
der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem
allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder der
Zustimmung im Einzelfall entspricht und

2. einer werkseigenen Produktionskontrolle sowie einer
Fremdüberwachung nach Maßgabe des Absatzes 2
unterliegt.

(2) 1Die Fremdüberwachung ist von Überwachungsstel-
len nach § 24 Satz 1 Nr. 4 durchzuführen. 2Im Rahmen
der Fremdüberwachung ist regelmäßig zu überprüfen, ob
das Bauprodukt den Technischen Baubestimmungen
nach § 83 Abs. 2, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zu-
lassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis
oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht.“

10. § 24 wird gestrichen.

11. Der bisherige § 25 wird § 24 und darin wird Satz 1 wie
folgt geändert:

a) In Nummer 2 wird der Klammerzusatz „(§ 23 Abs. 2)“
durch den Klammerzusatz „(§ 22 Abs. 2)“ ersetzt.

b) In Nummer 3 wird der Klammerzusatz „(§ 24 Abs. 1)“
durch den Klammerzusatz „(§ 23 Abs. 1)“ ersetzt.

c) In Nummer 4 wird der Klammerzusatz „(§ 24 Abs. 2)“
durch den Klammerzusatz „(§ 23 Abs. 2)“ ersetzt.

d) In Nummer 5 wird die Verweisung „§ 17 Abs. 6“
durch die Verweisung „§ 16 a Abs. 7 und § 25 Abs. 2“
ersetzt.

e) In Nummer 6 wird die Verweisung „§ 17 Abs. 5“
durch die Verweisung „§ 16 a Abs. 6 und § 25 Abs. 1“
ersetzt.

12. Es wird der folgende neue § 25 eingefügt:

„§ 25

Besondere Sachkunde-
und Sorgfaltsanforderungen

(1) 1Bei Bauprodukten, deren Herstellung in außerge-
wöhnlichem Maß von der Sachkunde und Erfahrung der
damit betrauten Personen oder von einer Ausstattung mit
besonderen Vorrichtungen abhängt, kann in der allge-
meinen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung
im Einzelfall oder durch Verordnung der obersten Bau-
aufsichtsbehörde vorgeschrieben werden, dass der Her-
steller über die erforderlichen Fachkräfte und Vorrich-
tungen zu verfügen und den Nachweis hierüber gegen-
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über einer Prüfstelle nach § 24 Satz 1 Nr. 6 zu erbringen
hat. 2In der Verordnung können Mindestanforderungen
an die Ausbildung, die durch Prüfung nachzuweisende
Befähigung und die Ausbildungsstätten einschließlich
der Anerkennungsvoraussetzungen gestellt werden.

(2) Für Bauprodukte, die wegen ihrer besonderen Ei-
genschaften oder ihres besonderen Verwendungszwecks
einer außergewöhnlichen Sorgfalt bei Einbau, Transport,
Instandhaltung oder Reinigung bedürfen, kann in der all-
gemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustim-
mung im Einzelfall oder durch Verordnung der obersten
Bauaufsichtsbehörde die Überwachung dieser Tätigkei-
ten durch eine Überwachungsstelle nach § 24 Satz 1 Nr. 5
vorgeschrieben werden, soweit diese Tätigkeiten nicht
bereits durch die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 erfasst
sind.“

13. § 35 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „an einer Außenwand
liegen und“ gestrichen.

bb) Satz 2 wird gestrichen.

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2. 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Notwendige Treppenräume müssen zu belüften
und zu beleuchten sein und zur Rauchableitung aus-
reichende Fenster oder sonstige Öffnungen haben.“

14. In § 40 Abs. 6 werden die Worte „Bezirksschornsteinfeger-
meisterin oder der Bezirksschornsteinfegermeister“ durch
die Worte „bevollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin oder
der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger“ ersetzt.

15. Dem § 41 Abs. 2 werden die folgenden Sätze 3 bis 5 ange-
fügt:

„3Die Bauaufsichtsbehörde darf personenbezogene Daten
an die für die Überwachung der Einhaltung der dünge-
rechtlichen Vorschriften zuständigen Behörden übermit-
teln, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der für die
Überwachung der Einhaltung der düngerechtlichen Vor-
schriften zuständigen Behörden, insbesondere zur Über-
prüfung des ordnungsgemäßen Verbleibs der in Satz 2
genannten Stoffe nach den düngerechtlichen Vorschrif-
ten, erforderlich ist. 4Die Bauaufsichtsbehörde darf die
für die Überwachung der Einhaltung der düngerechtli-
chen Vorschriften zuständigen Behörden um die Über-
mittlung personenbezogener Daten ersuchen und die ihr
daraufhin übermittelten personenbezogenen Daten verar-
beiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-
lich ist. 5Die nach Landesrecht für die Überwachung der
Einhaltung der düngerechtlichen Vorschriften zuständi-
gen Behörden übermitteln der Bauaufsichtsbehörde auf
ein Ersuchen nach Satz 4 personenbezogene Daten, die
sie im Rahmen der Überwachung gewonnen haben, so-
weit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Bauaufsichtsbe-
hörde erforderlich ist.“

16. In § 47 Abs. 5 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 2 Satz 2“ ge-
strichen.

17. § 49 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Wird ein Gebäude mit mehr als vier Wohnun-
gen errichtet, so müssen alle Wohnungen barrierefrei
sein, soweit sich aus den Sätzen 2 bis 4 nichts anderes
ergibt, und den Anforderungen nach den Sätzen 5 bis 8
genügen. 2Innerhalb von Wohnungen, die sich über
mehrere Geschosse erstrecken, ist eine stufenlose Er-
reichbarkeit der Geschosse nicht erforderlich. 3Bei Ge-
bäuden, die nicht unter § 38 Abs. 2 Satz 1 fallen, muss
die stufenlose Erreichbarkeit von Wohnungen des
zweiten oberirdischen Geschosses und weiterer ober-
irdischer Geschosse insbesondere durch den Einbau

eines Aufzuges zwar so im Entwurf vorgesehen sein,
dass festgestellt werden kann, dass die Baumaßnahme
auch insoweit vollständig dem öffentlichen Baurecht
entspräche; eine Pflicht zur Herstellung besteht inso-
weit jedoch nicht. 4Eine spätere Herstellung der stu-
fenlosen Erreichbarkeit der Wohnungen kann auch
abweichend von dem Entwurf erfolgen, insbesondere
wenn dadurch den zu diesem Zeitpunkt geltenden
Anforderungen an diese Baumaßnahme entsprochen
wird, dies aber nur, soweit die Abweichungen gering-
fügig sind und die Anforderungen nach § 3 Abs. 1 ge-
wahrt bleiben; die §§ 71 und 72 Abs. 1 Satz 2 finden
insoweit keine Anwendung. 5Ist einer Wohnung ein
Freisitz zugeordnet, so muss er barrierefrei sein. 6Ab-
stellraum für Rollstühle muss in ausreichender Größe
zur Verfügung stehen und barrierefrei sein. 7In jeder
achten Wohnung müssen die Wohn- und Schlafräume,
ein Toilettenraum, ein Raum mit einer Badewanne
oder Dusche, die Küche oder Kochnische und, wenn
der Wohnung ein Freisitz zugeordnet ist, der Freisitz
zusätzlich rollstuhlgerecht sein; die Sätze 2 bis 4 fin-
den auf solche Wohnungen keine Anwendung. 8Für
jede Wohnung, die nach Satz 7 rollstuhlgerecht her-
zustellen ist, in einem Gebäude mit mehr als 15 Woh-
nungen und für jedes Gebäude mit nicht mehr als
15 Wohnungen muss jeweils mindestens ein Einstell-
platz barrierefrei hergerichtet und gekennzeichnet
sein.“

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Satzteil werden nach dem Wort
„müssen“ die Worte „in einem dem Bedarf ent-
sprechenden Umfang“ eingefügt.

bb) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude,“.

cc) Nummer 4 erhält folgende Fassung:

„4. Verkaufs-, Gast- und Beherbergungsstätten,“.

18. § 51 Satz 3 wird wie folgt geändert:

a) Es wird die folgende neue Nummer 9 eingefügt:

„9. die barrierefreie Nutzbarkeit,“.

b) Die bisherigen Nummern 9 bis 20 werden Num-
mern 10 bis 21.

19. § 52 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Es werden die folgenden neuen Sätze 3 und 4 eingefügt:

„3Die Bauherrin oder der Bauherr hat zu den verwen-
deten Bauprodukten und den angewandten Bauarten
die erforderlichen Nachweise über die Erfüllung der
Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses
Gesetzes erlassener Vorschriften bereitzuhalten. 4Zu
Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung nach der
Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen, ist die Leis-
tungserklärung bereitzuhalten.“

b) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 5 und 6.

c) Im neuen Satz 5 werden die Worte „Sie oder er“ durch
die Worte „Die Bauherrin oder der Bauherr“ ersetzt.

20. In § 54 Abs. 1 wird der bisherige Satz 2 durch die folgen-
den neuen Sätze 2 und 3 ersetzt:

„2Sie oder er hat zu den verwendeten Bauprodukten und
den angewandten Bauarten die erforderlichen Nachweise
über die Erfüllung der Anforderungen dieses Gesetzes
oder aufgrund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zu
erbringen und auf der Baustelle bereitzuhalten. 3Zu Bau-
produkten, die die CE-Kennzeichnung nach der Verord-
nung (EU) Nr. 305/2011 tragen, ist die Leistungserklä-
rung bereitzuhalten.“

21. Dem § 56 wird der folgende Satz 4 angefügt:

„4§ 7 Abs. 3 des Niedersächsischen Gesetzes über die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung gilt entsprechend.“
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22. § 58 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die unteren Bauaufsichtsbehörden sind zustän-
dig für die Ausübung der Aufsicht über die bevoll-
mächtigten Bezirksschornsteinfegerinnen und bevoll-
mächtigten Bezirksschornsteinfeger hinsichtlich der
Wahrnehmung der ihnen nach § 40 Abs. 6 übertrage-
nen Aufgaben und Befugnisse und der Einhaltung ih-
rer insoweit bestehenden Pflichten.“

b) In Absatz 5 Satz 2 Nr. 1 wird der Klammerzusatz
„(§ 25)“ durch den Klammerzusatz „(§ 24)“ ersetzt.

23. In § 62 Abs. 1 Satz 4 werden nach den Worten „dass
durch ein“ die Worte „nach Beurteilung der für den Be-
triebsbereich zuständigen Immissionsschutzbehörde plau-
sibles“ eingefügt.

24. In § 63 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 werden nach der Angabe „Satz 3“
ein Komma und die Verweisung „§ 41 Abs. 2 Satz 2“ ein-
gefügt.

25. § 65 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 wird die Angabe „Satz 1“
durch die Angabe „Sätze 1 und 3 Halbsatz 2“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3. sonstige Gebäude, ausgenommen einge-
schossige Gebäude bis 200 m2 Grund-
fläche sowie eingeschossige landwirt-
schaftlich, forstwirtschaftlich oder er-
werbsgärtnerisch genutzte Gebäude bis
1 000 m² Grundfläche und mit einfa-
chen balkenartigen Dachkonstruktionen
bis 6 m Stützweite, bei fachwerkartigen
Dachbindern bis 20 m Stützweite,“.

bbb) Nummer 10 erhält folgende Fassung:

„10. Windenergieanlagen mit einer Höhe
von mehr als 10 m,“.

ccc) Es wird die folgende Nummer 11 angefügt:

„11. sonstige bauliche Anlagen mit einer
Höhe von mehr als 10 m.“

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Geschosse zur ausschließlichen Lagerung von
Jauche oder Gülle bleiben in den Fällen des Sat-
zes 1 Nr. 3 und des Satzes 2 Nr. 2 bei der Ermitt-
lung der Zahl der Geschosse unberücksichtigt;
für Geschosse zur ausschließlichen Lagerung von
Jauche oder Gülle sind die Nachweise der Stand-
sicherheit stets zu prüfen.“ 

26. Dem § 66 Abs. 3 werden die folgenden Sätze 3 und 4 an-
gefügt:

„3Die Zulassung einer Abweichung nach Satz 1 gilt, so-
lange die Baugenehmigung wirksam ist. 4Für die geson-
derte Zulassung einer Abweichung gilt § 71 entsprechend.“

27. In § 67 Abs. 3 Satz 3 werden nach dem Wort „diesen“ die
Worte „mit Tagesangabe“ eingefügt.

28. § 68 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Nr. 2 und Satz 5 wird jeweils die Verweisung
„§ 2 Abs. 5 Satz 1 Nr. 9, 10, 11, 13 oder 14“ durch die
Verweisung „§ 2 Abs. 5 Satz 1 Nr. 9, 10, 11, 12, 13,
14, 16 oder 17“ ersetzt.

b) In Satz 3 Nr. 1 werden nach den Worten „durch ein“
die Worte „nach Beurteilung der für den Betriebsbe-
reich zuständigen Immissionsschutzbehörde plausibles“
eingefügt.

29. § 76 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Baupro-
dukten“ ein Komma und die Worte „in die CE-Kenn-
zeichnungen und Leistungserklärungen nach der Ver-
ordnung (EU) Nr. 305/2011“ eingefügt.

b) Es wird der folgende Absatz 4 angefügt:

„(4) Soweit die Bauaufsichtsbehörde im Rahmen der
Bauüberwachung Erkenntnisse über systematische
Verstöße gegen die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 er-
langt hat, teilt sie diese der Marktüberwachungsbe-
hörde des Landes mit.“

30. In § 77 Abs. 4 werden die Worte „Bezirksschornsteinfe-
germeisterin oder des Bezirksschornsteinfegermeisters“
durch die Worte „bevollmächtigten Bezirksschornsteinfe-
gerin oder des bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegers“
ersetzt.

31. § 79 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. die Einstellung der Arbeiten anordnen, wenn
Bauprodukte verwendet werden, an denen unbe-
rechtigt ein Ü-Zeichen (§ 21 Abs. 3) oder unbe-
rechtigt eine CE-Kennzeichnung angebracht ist
oder die entgegen § 21 ein erforderliches Ü-Zei-
chen oder entgegen der Verordnung (EU) Nr. 305/
2011 eine erforderliche CE-Kennzeichnung nicht
tragen,“.

b) In Nummer 3 wird die Verweisung „§ 22“ durch die
Verweisung „§ 21“ ersetzt. 

32. § 80 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Nummern 3 bis 5 erhalten folgende Fassung:

„3. ein Bauprodukt entgegen § 21 Abs. 3 ohne
Ü-Zeichen verwendet,

4. eine Bauart ohne eine nach § 16 a Abs. 2 er-
forderliche Bauartgenehmigung oder ein
nach § 16 a Abs. 3 erforderliches allgemeines
bauaufsichtliches Prüfzeugnis für Bauarten
anwendet,

5. ein Bauprodukt mit einem Ü-Zeichen kenn-
zeichnet, ohne dass dafür die Voraussetzun-
gen des § 21 Abs. 1 vorliegen,“.

bb) Es werden die folgenden neuen Nummern 6 und 7
eingefügt:

„6. eine verantwortliche Person entgegen § 52
Abs. 2 Satz 1 nicht bestellt oder gegenüber
der Bauaufsichtsbehörde unrichtige Anga-
ben darüber macht, wer als verantwortliche
Person bestellt ist,

7. als Bauherrin oder Bauherr § 52 Abs. 2 Satz 3
zuwiderhandelt,“.

cc) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 8 und er-
hält folgende Fassung:

„8. entgegen § 52 Abs. 2 Satz 5 oder 6 eine vor-
geschriebene Mitteilung an die Bauaufsichts-
behörde nicht macht,“.

dd) Die bisherigen Nummern 7 bis 16 werden Num-
mern 9 bis 18.

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nrn. 3
bis 6, 9 und 12 bis 17 sowie nach Absatz 3 können
mit einer Geldbuße bis zu 500 000 Euro, die übrigen
Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu
50 000 Euro geahndet werden.“
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33. § 82 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Satzteil wird die Verweisung „§ 3“
durch die Verweisung „den §§ 3, 16 a Abs. 1 und
§ 16 b Abs. 1“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden nach dem Klammerzusatz
„(§ 40)“ die Worte „sowie die Anwendung solcher
Anforderungen auf bestehende Feuerungsanlagen,
sonstige Anlagen zur Energieerzeugung, Brenn-
stoffversorgungsanlagen und Brennstofflagerun-
gen“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Es wird die folgende neue Nummer 3 eingefügt:

„3. die Zuständigkeit für die vorhabenbezogene
Bauartgenehmigung nach § 16 a Abs. 2 Satz 1
Nr. 2 und den Verzicht darauf im Einzelfall
nach § 16 a Abs. 4 sowie die Zustimmung
und den Verzicht auf Zustimmung im Ein-
zelfall (§ 20) auf eine Behörde, auch eines
anderen Landes, oder eine andere Stelle
oder Person übertragen, die Gewähr dafür
bietet, dass die Aufgaben dem öffentlichen
Baurecht entsprechend wahrgenommen wer-
den, und die der Aufsicht der obersten Bau-
aufsichtsbehörde untersteht oder an deren
Willensbildung die oberste Bauaufsichtsbe-
hörde mitwirkt,“.

bb) Die bisherigen Nummern 3 bis 9 werden Num-
mern 4 bis 10.

cc) In der neuen Nummer 5 wird die Verweisung
„§ 25“ durch die Verweisung „§ 24“ ersetzt.

dd) Am Ende der neuen Nummer 10 wird der Punkt
durch ein Komma ersetzt.

ee) Es wird die folgende Nummer 11 angefügt:

„11. das Ü-Zeichen festlegen und zu diesem Zei-
chen zusätzliche Angaben verlangen.“

c) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann durch Ver-
ordnung bestimmen, dass die Anforderungen der auf-
grund

1. der §§ 18 und 19 des Arbeitsschutzgesetzes vom
7. August 1996 (BGBl. I S. 1246), zuletzt geändert
durch Artikel 427 der Verordnung vom 31. August
2015 (BGBl. I S. 1474), 

2. des § 19 des Chemikaliengesetzes in der Fassung
vom 28. August 2013 (BGBl. I S. 3498, 3991), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2774), 

3. des § 34 des Produktsicherheitsgesetzes vom 8. No-
vember 2011 (BGBl. I S. 2178; 2012 I S. 131), ge-
ändert durch Artikel 435 der Verordnung vom
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474), und 

4. des § 49 Abs. 4 des Energiewirtschaftsgesetzes
vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), zuletzt
geändert durch Artikel 2 Abs. 6 des Gesetzes vom
20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808; 2018 I S. 472),

erlassenen Verordnungen entsprechend für Anlagen
gelten, die weder gewerblichen noch wirtschaftlichen
Zwecken dienen und in deren Gefahrenbereich Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht beschäftigt
werden.“

d) Es wird der folgende Absatz 5 angefügt:

„(5) Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann durch
Verordnung bestimmen, dass für bestimmte Baupro-
dukte und Bauarten, soweit sie Anforderungen nach

anderen Rechtsvorschriften unterliegen, hinsichtlich
dieser Anforderungen § 16 a Abs. 2 und 3 sowie die
§§ 17 bis 25 ganz oder teilweise anwendbar sind, wenn
die anderen Rechtsvorschriften dies verlangen oder zu-
lassen.“

34. § 83 erhält folgende Fassung:

„§ 83

Technische Baubestimmungen

(1) 1Die Anforderungen nach § 3 können durch Techni-
sche Baubestimmungen konkretisiert werden. 2Die Tech-
nischen Baubestimmungen sind einzuhalten. 3Von den in
den Technischen Baubestimmungen enthaltenen Pla-
nungs-, Bemessungs- und Ausführungsregelungen darf
abgewichen werden, wenn mit einer anderen Lösung in
gleichem Maße die Anforderungen erfüllt werden und in
der Technischen Baubestimmung eine Abweichung nicht
ausgeschlossen ist; § 16 a Abs. 2 und 3, § 17 Abs. 1 und
§ 66 Abs. 1 bleiben unberührt. 

(2) Die Konkretisierungen können durch Bezugnahme
auf technische Regeln und deren Fundstellen oder auf an-
dere Weise erfolgen, insbesondere in Bezug auf

1. bestimmte bauliche Anlagen oder ihre Teile,

2. die Planung, Bemessung und Ausführung baulicher
Anlagen und ihrer Teile,

3. die Leistung von Bauprodukten in bestimmten bauli-
chen Anlagen oder ihren Teilen, insbesondere

a) Planung, Bemessung und Ausführung baulicher
Anlagen bei Einbau eines Bauprodukts,

b) Merkmale von Bauprodukten, die sich für einen
Verwendungszweck auf die Erfüllung der Anfor-
derungen nach § 3 auswirken,

c) Verfahren für die Feststellung der Leistung eines
Bauprodukts im Hinblick auf Merkmale, die sich
für einen Verwendungszweck auf die Erfüllung
der Anforderungen nach § 3 auswirken,

d) zulässige oder unzulässige besondere Verwendungs-
zwecke,

e) die Festlegung von Klassen und Stufen in Bezug
auf bestimmte Verwendungszwecke,

f) die für einen bestimmten Verwendungszweck an-
zugebende oder erforderliche und anzugebende
Leistung in Bezug auf ein Merkmal, das sich für ei-
nen Verwendungszweck auf die Erfüllung der An-
forderungen nach § 3 auswirkt, soweit vorgesehen
in Klassen und Stufen,

4. die Bauarten und die Bauprodukte, die nur eines all-
gemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses nach § 16 a
Abs. 3 oder § 19 Abs. 1 bedürfen,

5. Voraussetzungen zur Abgabe der Übereinstimmungs-
erklärung für ein Bauprodukt nach § 22,

6. die Art, den Inhalt und die Form technischer Doku-
mentation.

(3) Die Technischen Baubestimmungen sollen nach
den Grundanforderungen gemäß Anhang I der Verord-
nung (EU) Nr. 305/2011 gegliedert sein.

(4) Die Technischen Baubestimmungen enthalten die
in § 17 Abs. 3 genannte Liste.

(5) 1Die oberste Bauaufsichtsbehörde macht die Tech-
nischen Baubestimmungen auf Grundlage der vom Deut-
schen Institut für Bautechnik nach Anhörung der
beteiligten Kreise im Einvernehmen mit den obersten
Bauaufsichtsbehörden der Länder veröffentlichten ,Mus-
ter-Verwaltungsvorschriften Technische Baubestimmun-
gen‘ als Verwaltungsvorschriften im Niedersächsischen
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Ministerialblatt bekannt. 2Dabei kann auf die Teile C und D
der ,Muster-Verwaltungsvorschriften Technische Baube-
stimmungen‘ verwiesen werden.“

35. In § 84 Abs. 1 Nr. 2 wird die Angabe „Abs. 2 Satz 2“ ge-
strichen.

36. § 86 wird wie folgt geändert: 

a) Es werden die folgenden neuen Absätze 2 bis 4 einge-
fügt:

„(2) Für die ab dem 1. November 2012 und vor dem
1. Januar 2019 eingeleiteten Verfahren ist dieses Ge-
setz weiterhin in der am 31. Dezember 2018 gelten-
den Fassung anzuwenden; Absatz 4 Satz 2 bleibt
unberührt.

(3) Bis zum 1. Januar 2019 für Bauarten erteilte all-
gemeine bauaufsichtliche Zulassungen oder Zustim-
mungen im Einzelfall gelten als Bauartgenehmigung
fort.

(4) 1Bestehende Anerkennungen als Prüf-, Überwa-
chungs- und Zertifizierungsstellen bleiben in dem bis
zum 1. Januar 2019 bestimmten Umfang wirksam.
2Vor dem 1. Januar 2019 gestellte Anträge gelten als
Anträge nach diesem Gesetz.“

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 5.

c) Der bisherige Absatz 3 wird gestrichen. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6. 

37. Der Anhang (zu § 60 Abs. 1) wird wie folgt geändert:

a) In der Übersicht werden in Nummer 3 nach dem Wort
„Lüftung“ ein Komma und das Wort „Klimatisierung“
eingefügt.

b) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1.2 erhält folgende Fassung:

„1.2 bis zu zwei Garagen, auch mit Abstellraum,
mit jeweils nicht mehr als 30 m² Grundflä-
che auf einem Baugrundstück sowie deren
Zufahrten, außer im Außenbereich, Gara-
gen mit notwendigen Einstellplätzen jedoch
nur, wenn die Errichtung oder Änderung
der Einstellplätze genehmigt oder nach § 62
genehmigungsfrei ist,“.

bb) In Nummer 1.8 werden die Worte „und mit nicht
mehr als 3 m Tiefe“ gestrichen.

c) Nummer 2 wird wie folgt geändert:

aa) Am Ende der Nummer 2.3 werden nach dem Wort
„Sonnenkollektoren“ die Worte „sowie

a) die mit der Errichtung solcher Solarenergiean-
lagen oder Sonnenkollektoren verbundene
Änderung der äußeren Gestalt oder 

b) die mit der Nutzung solcher Solarenergiean-
lagen oder Sonnenkollektoren verbundene
Änderung der Nutzung

bestehender baulicher Anlagen, in, auf oder an
denen die Solarenergieanlagen oder Sonnenkol-
lektoren angebracht werden“ eingefügt. 

bb) Nummer 2.4 erhält folgende Fassung:

„2.4 Blockheizkraftwerke, die keine Sonderbau-
ten nach § 2 Abs. 5 Satz 2 sind, einschließ-

lich der Leitungen zur Abführung der
Verbrennungsgase, in zulässigerweise ge-
nutzten Gebäuden, wenn der Betrieb eines
solchen Blockheizwerks die Zulässigkeit
der bestehenden Nutzung des Gebäudes
unberührt lässt, im Außenbereich jedoch
nur, soweit sie einem Betrieb nach § 35
Abs. 1 Nr. 1 oder 2 BauGB dienen.“

cc) Nummer 2.5 wird gestrichen.

d) Nummer 3 wird wie folgt geändert:

aa) In der Überschrift werden nach dem Wort „Lüf-
tung“ ein Komma und das Wort „Klimatisierung“
eingefügt.

bb) Der Nummer 3.1 werden die Worte „sowie Lüf-
tungs- und Klimageräte,“ angefügt.

e) In Nummer 9.1 werden nach dem Wort „Gärten“ ein
Komma und die Worte „Parkanlagen oder Naherho-
lungsbereichen“ eingefügt.

f) Nummer 10 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 10.4 wird gestrichen.

bb) Die bisherigen Nummern 10.5 bis 10.8 werden
Nummern 10.4 bis 10.7.

cc) Am Ende der neuen Nummer 10.7 wird der
Punkt durch ein Komma ersetzt.

dd) Es wird die folgende neue Nummer 10.8 angefügt:

„10.8 die 

a) mit der Errichtung einer in Nummer 10.5
oder 10.6 genannten Anlage verbunde-
ne Änderung der äußeren Gestalt oder

b) mit der Nutzung einer in Nummer 10.5
oder 10.6 genannten Anlage verbunde-
ne Änderung der Nutzung

bestehender baulicher Anlagen, in, auf oder
an denen die Anlage angebracht wird.“

g) Nummer 11 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird die folgende neue Nummer 11.4 eingefügt:

„11.4 aufblasbare Spielgeräte, wenn der betret-
bare Bereich nicht höher als 5 m liegt und,
soweit ein betretbarer Bereich überdacht
ist, wenn die Entfernung von jedem Punkt
des überdachten betretbaren Bereichs bis
zum Ausgang nicht mehr als 3 m oder,
wenn ein Absinken der Überdachung kon-
struktiv verhindert wird, nicht mehr als
10 m beträgt,“.

bb) Die bisherigen Nummern 11.4 bis 11.15 werden
Nummern 11.5 bis 11.16. 

h) In Nummer 13.4 werden nach dem Wort „Außen-
wandbekleidungen“ die Worte „einschließlich einer
Wärmedämmung“ eingefügt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Hannover, den 12. September 2018

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zu dem Staatsvertrag zwischen
der Freien Hansestadt Bremen

und dem Land Niedersachsen im Bereich
der beiden EU-Fonds Europäischer Garantiefonds

für die Landwirtschaft (EGFL)
und Europäischer Landwirtschaftsfonds

für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER)
sowie nationaler Fördermaßnahmen

Vom 12. September 2018

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 9./30. Juli 2018 unterzeichneten Staatsvertrag
zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Nie-
dersachsen im Bereich der beiden EU-Fonds Europäischer
Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und Europäischer
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums
(ELER) sowie nationaler Fördermaßnahmen wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Staatsvertrag tritt nach seinem Artikel 18 Abs. 1 mit
Wirkung vom 1. Januar 2016 in Kraft.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 12. September 2018

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Staatsvertrag 
zwischen der Freien Hansestadt Bremen
und dem Land Niedersachsen im Bereich

der beiden EU-Fonds Europäischer Garantiefonds
für die Landwirtschaft (EGFL)

und Europäischer Landwirtschaftsfonds
für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER)

sowie nationaler Fördermaßnahmen

Die Freie Hansestadt Bremen, vertreten durch den Senator
für Umwelt, Bau und Verkehr, und das Land Niedersachsen,
vertreten durch den Ministerpräsidenten, dieser vertreten
durch die Ministerin für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz, schließen vorbehaltlich der Zustimmung der
verfassungsmäßig berufenen Organe nachfolgenden Staatsver-
trag:

I n h a l t s ü b e r s i c h t 

Präambel

E r s t e r  A b s c h n i t t

Übertragung von Zuständigkeiten
im Bereich der beiden EU-Fonds EGFL und ELER 

sowie nationaler Fördermaßnahmen

Artikel 1 Aufgabenübertragung von Bremen auf Niedersachsen
Artikel 2 EU-Zahlstelle, Zuständige Behörde und Verwaltungsbe-

hörde
Artikel 3 Finanzkorrekturen der EU (Anlastungen)
Artikel 4 Verpflichtungen im Bereich des ELER 
Artikel 5 Kontrollen zur Einhaltung von Cross Compliance

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Allgemeine Regelungen

Artikel 6 Delegation innerhalb des Landes Niedersachsen
Artikel 7 Amtshandlungen 
Artikel 8 Recht, Vertretung und Verfahren
Artikel 9 Länderübergreifende Zusammenarbeit
Artikel 10 Datenschutz und Akteneinsicht
Artikel 11 Haushalt
Artikel 12 Finanzkontrolle
Artikel 13 Verwaltungsvereinbarung zum Staatsvertrag
Artikel 14 Fortentwicklung des Staatsvertrages
Artikel 15 Regelung für Altfälle 
Artikel 16 Finanzieller Ausgleich

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Schlussvorschriften

Artikel 17 Geltungsdauer, Kündigung und salvatorische Klausel
Artikel 18 Inkrafttreten

Präambel

Die Freie Hansestadt Bremen und das Land Niedersachsen
bilden auf dem Gebiet der Förderung des ländlichen Raums
eine Region mit engen Verflechtungen. So bewirtschaften viele
landwirtschaftliche Betriebe Flächen in beiden Ländern. Diese
Verflechtung hat ihren Niederschlag auch darin gefunden, dass
einhergehend mit den in der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezem-
ber 2013 mit Vorschriften über Direktzahlungen an Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stützungsrege-
lungen der Gemeinsamen Agrarpolitik vorgegebenen Anfor-
derungen beide Länder fördertechnisch eine Region sind. 

Den gestiegenen Anforderungen der Europäischen Union
an die Verwaltungs- und Kontrollsysteme ist Rechnung zu tra-
gen. Die Vereinbarungen des bestehenden Staatsvertrages des
Jahres 2010 sind an diese gestiegenen Anforderungen anzu-
passen, mit dem Ziel, durch die Bündelung von Aufgaben

— die regionalen Verflechtungen weiterzuentwickeln,

— das Leistungsangebot für den ländlichen Raum und insbe-
sondere für die Landwirte in der gesamten Region weiter
zu verbessern und

— den Vollzug für die Verwaltungen in beiden Ländern ef-
fektiver zu gestalten, 

kommen die Bundesländer Bremen und Niedersachsen über-
ein, den nachfolgenden Staatsvertrag über die Zusammenar-
beit auf dem Gebiet der Planung und Durchführung der Maß-
nahmen des Europäischen Garantiefonds für die Landwirt-
schaft (EGFL) und des Europäischen Landwirtschaftsfonds für
die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) zu schließen.
Sie schaffen hierdurch auch die Voraussetzungen, um den
Anforderungen der Europäischen Kommission an das Inte-
grierte Verwaltungs- und Kontrollsystem für die Zukunft zu
entsprechen. Zu diesem Zweck soll das Land Niedersachsen
für die Freie Hansestadt Bremen die Aufgaben im Zusammen-
hang mit der Planung und Durchführung der Förderprogram-
me im Rahmen der EU-Fonds EGFL und ELER auch weiterhin
übernehmen.

E r s t e r  A b s c h n i t t

Übertragung von Zuständigkeiten
im Bereich der beiden EU-Fonds EGFL und ELER

sowie nationaler Fördermaßnahmen

Artikel 1

Aufgabenübertragung
von Bremen auf Niedersachsen

(1) 1Die Freie Hansestadt Bremen überträgt dem Land Nie-
dersachsen alle Aufgaben im Zusammenhang mit der Planung
und Durchführung der Förderprogramme im Rahmen der EU-
Fonds EGFL und ELER. 2Diese Aufgabenübertragung umfasst
auch 

1. die Planung und Durchführung von Sonderstützungsmaß-
nahmen und 

2. de-minimis-Beihilfen. 
3Ferner überträgt die Freie Hansestadt Bremen dem Land Nie-
dersachsen die Planung und Durchführung folgender nationa-
ler Fördermaßnahmen: 

1. Erschwernisausgleich Grünland,  

2. Gesundheit und Robustheit landwirtschaftlicher Nutztiere
und

3. Fördermaßnahmen gemäß der Richtlinie über die Gewäh-
rung von Zuwendungen zur Verbesserung der Erzeugungs-
und Vermarktungsbedingungen für Bienenzuchterzeug-
nisse und Förderung der Bienenzucht und -haltung (För-
derrichtlinie Bienenzuchterzeugnisse).

4Weitere nationale Fördermaßnahmen können durch Ver-
waltungsvereinbarung gemäß Artikel 13 übertragen werden.
5Den in Bezug auf die übertragenen Aufgaben erlassenen EU-
Verordnungen in der jeweils gültigen Fassung, Leitlinien und
Arbeitspapieren der EU-Kommission sowie nationalen Vor-
schriften einschließlich Verwaltungsvorschriften ist dabei
ebenso Rechnung zu tragen wie etwaigen Programmen, die
sich auf weitere Förderperioden beziehen.

(2) Für die Durchführung der Maßnahmen auf der Grund-
lage der Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezem-
ber 2013 über die Finanzierung, die Verwaltung und das Kon-
trollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik, der Verordnung
(EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 17. Dezember 2013 über die Förderung der ländli-
chen Entwicklung durch den Europäischen Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER), der
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 17. Dezember 2013 über eine gemeinsame
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Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und
der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit Vorschriften
über Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe
im Rahmen von Stützungsregelungen der Gemeinsamen Agrar-
politik und für Nachfolgeverordnungen gilt Absatz 1.

(3) 1Die Programmplanung und -durchführung im Rahmen
des EU-Fonds ELER für die EU-Förderperioden ab der Förder-
periode 2007 bis 2013 werden für die Freie Hansestadt Bre-
men von der für die Landwirtschaft zuständigen obersten
Landesbehörde des Landes Niedersachsen im Einvernehmen
mit den zuständigen Senatsressorts der Freien Hansestadt Bre-
men und den mit dieser Aufgabe betrauten niedersächsischen
Dienststellen wahrgenommen. 2Die Freie Hansestadt Bremen
unterbreitet dem Land Niedersachsen die inhaltlichen Vor-
schläge für die Maßnahmen im Rahmen des EU-Fonds ELER
für das Gebiet des Landes Bremen. 3Die Förderung erfolgt in
den jeweiligen EU-Förderperioden auf der Grundlage eines ge-
meinsamen Entwicklungsprogramms für die Entwicklung des
ländlichen Raumes unter Berücksichtigung länderspezifi-
scher Belange. 

(4) Die Freie Hansestadt Bremen stellt dem Land Nieder-
sachsen für die Durchführung der Aufgaben nach Artikel 1
Mittel zur Kofinanzierung für Maßnahmen auf dem Gebiet
der Freien Hansestadt Bremen nach Maßgabe des jeweiligen
Haushaltsplans rechtzeitig zur Verfügung; der finanzielle Aus-
gleich nach Artikel 16 dieses Staatsvertrages bleibt davon un-
berührt.

Artikel 2 

EU-Zahlstelle, Zuständige Behörde
und Verwaltungsbehörde

(1) 1EU-Zahlstelle für die Bereiche der EU-Fonds EGFL und
ELER für die Freie Hansestadt Bremen und das Land Nieder-
sachsen ist die EU-Zahlstelle des Landes Niedersachsen. 2Sie
führt die Bezeichnung EU-Zahlstelle Niedersachsen/Bremen.  

(2) 1Alle für die Bereiche der EU-Fonds EGFL und ELER ab
dem 16. Oktober 2006 vorzunehmenden Zahlungen der Freien
Hansestadt Bremen und des Landes Niedersachsen werden
über die EU-Zahlstelle Niedersachsen/Bremen abgewickelt.
2Dies gilt auch für die vorzunehmenden Zahlungen im Bereich
der Sonderstützungsmaßnahmen und der de-minimis-Beihilfen.
3Die Jahresrechnungen werden für die Freie Hansestadt Bre-
men und das Land Niedersachsen von der EU-Zahlstelle Nie-
dersachsen/Bremen erstellt.  

(3) Die Zuständige Behörde des Landes Niedersachsen im
Sinne der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 oder einer entspre-
chenden Nachfolgeverordnung lässt die EU-Zahlstelle Nieder-
sachsen/Bremen zu und überprüft die Zulassung.

(4) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne der Verord-
nung (EU) Nr. 1305/2013 oder einer entsprechenden Nachfol-
geverordnung für den Bereich des EU-Fonds ELER für die
Freie Hansestadt Bremen ist die für den EU-Fonds ELER zu-
ständige Verwaltungsbehörde des Landes Niedersachsen (im
Nachfolgenden „Verwaltungsbehörde“). 

Artikel 3

Finanzkorrekturen der EU (Anlastungen)

(1) 1Anlastungen durch die EU werden von den Ländern ge-
meinsam getragen, und zwar im Verhältnis der an die bremi-
schen und niedersächsischen Begünstigten ausgezahlten Bei-
hilfen. 2Das Verhältnis wird aufgrund der auf den angelaste-
ten Haushaltslinien an die bremischen und niedersächsischen
Begünstigten ausgezahlten Beträge ermittelt. 3Soweit die An-
lastungen nach den konkreten Beträgen ermittelt werden, trägt
jedes Land seine Anlastung selbst. 4Anlastungen, die nach Ar-
tikel 104a Absatz 6 des Grundgesetzes in der jeweils gelten-
den Fassung von Bund und Ländern gemeinsam zu tragen
sind, bleiben hiervon unberührt. 5In Anwendungsfällen des
Artikels 104a Absatz 6 des Grundgesetzes ermittelt die EU-

Zahlstelle Niedersachsen/Bremen die von niedersächsischen
und bremischen Begünstigten erhaltenen Mittel getrennt je
Land und jedes Land trägt die Finanzkorrekturen wie gemäß
Artikel 104a Absatz 6 des Grundgesetzes vorgesehen. 

(2) Anlastungen, die für den Zeitraum des EU-Haushaltsjah-
res 2006 und früher von der Freien Hansestadt Bremen oder
dem Land Niedersachsen zu zahlen sind, sind finanziell ent-
sprechend dem Verursacherprinzip entweder von der Freien
Hansestadt Bremen oder dem Land Niedersachsen zu über-
nehmen.

Artikel 4

Verpflichtungen im Bereich des ELER

Für die Einhaltung von Verpflichtungen im Bereich des EU-
Fonds ELER, die im Entwicklungsprogramm für die Entwick-
lung des ländlichen Raumes festgeschrieben sind (z. B. der
Evaluierung, Monitoring, Jahresberichte, Finanzierungsplan
etc.) sowie das Stellen von Änderungsanträgen ist die Verwal-
tungsbehörde verantwortliche Stelle.

Artikel 5

Kontrollen zur Einhaltung von Cross Compliance

(1) 1Die Durchführung der von der Europäischen Kommission
geforderten Vor-Ort-Kontrollen einschließlich der Auswahl
der Kontrollstichproben sowie der Berichterstattung zur Um-
setzung von Cross Compliance-Vorschriften erfolgt für die
bremischen Begünstigten durch die jeweils zuständigen nieder-
sächsischen Behörden einschließlich der Landwirtschaftskam-
mer Niedersachsen, soweit diesbezüglich keine anderen Rege-
lungen getroffen worden sind. 2Zentrale Ansprech- und Koor-
dinierungsstelle ist die EU-Zahlstelle Niedersachsen/Bremen. 

(2) Die Aufgaben der zuständigen Kontrollbehörde nach
den Artikeln 67 und 68 der Verordnung (EU) Nr. 809/2014
der Kommission (Cross Compliance) oder einer entsprechen-
den Nachfolgeverordnung (Durchführung der „systematischen“
Kontrollen) werden bei den bremischen Begünstigten hin-
sichtlich der Grundanforderungen an die Betriebsführung (GAB)
und Standards für die Erhaltung von Flächen in einem guten
landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand (GLÖZ) nach
den Artikeln 93 und 94 in Verbindung mit Anhang II der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1306/2013 oder einer entsprechenden Nach-
folgeverordnung in Bezug auf Lebensmittelsicherheit und
zum Tierschutz von den bremischen Behörden, im Übrigen
von den niedersächsischen Behörden, wahrgenommen. 

(3) 1Anlassbezogene Kontrollen hinsichtlich der Grundan-
forderungen an die Betriebsführung (GAB) und Standards für
die Erhaltung von Flächen in einem guten landwirtschaftli-
chen und ökologischen Zustand (GLÖZ) nach den Artikeln 93
und 94 in Verbindung mit Anhang II der Verordnung (EU)
Nr. 1306/2013 werden für die bremischen Begünstigten wei-
terhin allein von den in der Freien Hansestadt Bremen zustän-
digen Behörden wahrgenommen, soweit nicht davon abwei-
chende Regelungen getroffen werden. 2Sofern eine dafür zu-
ständige Behörde in der Freien Hansestadt Bremen nicht exis-
tiert, werden diese anlassbezogenen Kontrollen von der für
niedersächsische Begünstigte zuständigen Behörde durchge-
führt.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Allgemeine Regelungen

Artikel 6

Delegation innerhalb des Landes Niedersachsen

(1) 1Das Land Niedersachsen ist berechtigt, durch Verord-
nung in Abstimmung mit der Freien Hansestadt Bremen die
mit diesem Staatsvertrag für das Land Bremen übernomme-
nen Aufgaben auf niedersächsische Behörden zu übertragen.
2Die Übertragung von Aufgaben an niedersächsische Behör-
den der unmittelbaren Landesverwaltung kann durch Verwal-
tungsvereinbarung oder Erlass erfolgen.
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(2) Zur Wahrnehmung der übertragenen Aufgaben werden
das Land Niedersachsen einschließlich der zuständigen nie-
dersächsischen Behörden von der Freien Hansestadt Bremen
ermächtigt, jegliche Rechte und Ansprüche im Zusammen-
hang mit den übertragenen Aufgaben einschließlich einer
eventuell erforderlichen Prozessführung im eigenen Namen
geltend zu machen.

(3) 1Die EU-Zahlstellenfunktion Bewilligung und Kontrolle
der Zahlungen wird der Landwirtschaftskammer Niedersach-
sen in Bezug auf die mit diesem Staatsvertrag übertragenen
Aufgaben, die der Landwirtschaftskammer Niedersachsen für
niedersächsische Antragstellende übertragen sind, auch für
Antragstellende aus der Freien Hansestadt Bremen übertra-
gen. 2Sobald das Land Niedersachsen in Bezug auf die mit die-
sem Staatsvertrag übertragenen Aufgaben von seiner Befugnis
nach Absatz 1 Gebrauch gemacht hat, wird damit die Rege-
lung des Satzes 1 ersetzt.

(4) 1Die Aufgabengebiete Antragsbearbeitung, Verwaltungs-
und Vor-Ort-Kontrollen sowie Bewilligung für die Fördermaß-
nahmen Erschwernisausgleich Grünland, Gesundheit und Ro-
bustheit landwirtschaftlicher Nutztiere sowie für die Förder-
maßnahmen gemäß der Förderrichtlinie Bienenzuchterzeug-
nisse werden der Landwirtschaftskammer Niedersachsen auch
für die Antragstellenden aus der Freien Hansestadt Bremen
übertragen. 2Sobald das Land Niedersachsen in Bezug auf die
mit diesem Staatsvertrag übertragenen Aufgaben von seiner
Befugnis nach Absatz 1 Gebrauch gemacht hat, wird damit die
Regelung des Satzes 1 ersetzt.

Artikel 7

Amtshandlungen

Die Bediensteten der Behörden des Landes Niedersachsen
sind berechtigt, zur Wahrnehmung der mit diesem Staatsver-
trag auf das Land Niedersachsen übertragenen Aufgaben,
Amtshandlungen in der Freien Hansestadt Bremen vorzuneh-
men.

Artikel 8

Recht, Vertretung und Verfahren

(1) 1Für die Durchführung der im Rahmen dieses Staatsver-
trages übertragenen Aufgaben gilt das Recht des Landes Nie-
dersachsen, soweit nicht EU-Vorschriften oder Bundesrecht
vorgehen. 2Dies gilt auch für die Regelungen des § 80 des Nie-
dersächsischen Justizgesetzes über das Vorverfahren.  

(2) Die Vertretung der Freien Hansestadt Bremen durch das
Land Niedersachsen einschließlich der zuständigen nieder-
sächsischen Behörden wird durch Verwaltungsvereinbarung
gemäß Artikel 13 geregelt.

Artikel 9

Länderübergreifende Zusammenarbeit
1Die Behörden der vertragsschließenden Länder sind zur

gegenseitigen Unterstützung bei der Durchführung dieses
Staatsvertrages verpflichtet. 2Die Unterstützung beinhaltet für
die gemäß Artikel 1 übertragenen Aufgaben die jederzeitige
Erteilung von Auskünften, die gegenseitige Unterrichtung, die
Übermittlung von Erkenntnissen sowie die Erhebung, Aufbe-
reitung und Bereitstellung statistischer Daten.

Artikel 10

Datenschutz und Akteneinsicht

(1) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten und die
Akteneinsicht gilt das Recht des Landes Niedersachsen, soweit
nicht Bundesrecht oder EU-Vorschriften anzuwenden sind.

(2) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz Nie-
dersachsen überwacht im Benehmen mit der oder dem Lan-
desbeauftragten für den Datenschutz im Land Bremen die
Einhaltung der Bestimmungen zum Datenschutz.

Artikel 11 

Haushalt
1Die vertragsschließenden Länder verpflichten sich, jeweils

rechtzeitig die Haushaltsvoraussetzungen für die Durchfüh-
rung dieses Staatsvertrages zu schaffen. 2Die für das jeweilige
Land zur Verfügung gestellten EU- und Bundesmittel stehen
grundsätzlich nur für Maßnahmen in den jeweiligen Ländern
zur Verfügung. 3Soll ein Einsatz von Finanzmitteln (EU- und/
oder Bundesmittel) in dem jeweils anderen Land erfolgen, so
muss dieses im Einvernehmen mit den fachlich zuständigen
Ministerien und Senatsverwaltungen beider Länder erfolgen.

Artikel 12

Finanzkontrolle

(1) Die Zuständige Behörde des Landes Niedersachsen be-
nennt die Bescheinigende Stelle.

(2) 1Die Rechnungshöfe der vertragsschließenden Länder
sind berechtigt, die Haushalts- und Wirtschaftsführung der
zuständigen Behörden im Rahmen der Durchführung dieses
Staatsvertrages zu prüfen. 2Sie sollen Prüfvereinbarungen auf
der Grundlage der Landeshaushaltsordnungen treffen. 

Artikel 13

Verwaltungsvereinbarung zum Staatsvertrag
1Die für die Durchführung zuständigen Ministerien und

Senatsverwaltungen der vertragsschließenden Länder regeln
nähere Einzelheiten zu diesem Staatsvertrag durch eine Ver-
waltungsvereinbarung oder gemeinsame Runderlasse. 2Arti-
kel 6 bleibt hiervon unberührt. 

Artikel 14

Fortentwicklung des Staatsvertrages

Die vertragsschließenden Länder verpflichten sich, insbe-
sondere im Hinblick auf die Fortentwicklung des einschlägi-
gen Bundes- und EU-Rechts, erforderliche Änderungen dieses
Staatsvertrages herbeizuführen. 

Artikel 15

Regelung für Altfälle
1Ab dem EU-Haushaltsjahr 2008 (beginnend mit dem

16. Oktober 2007) liegt die alleinige Zuständigkeit auch für
noch nicht abgeschlossene Altfälle beim Land Niedersachsen.
2Dies gilt auch für Altfälle, die aufgrund von bestehenden Ver-
pflichtungen, Widersprüchen und Klagen noch nicht abge-
schlossen sind oder die aufgrund aktueller Kontrollergebnisse
oder Gerichtsentscheidungen auch für Vorjahre neu zu be-
werten sind. 3Die Freie Hansestadt Bremen verpflichtet sich,
die Altfälle den zuständigen Behörden in geeigneter Art und
Weise zur Verfügung zu stellen, sodass eine rechtskonforme
Weiterbearbeitung der Altfälle durch die übernehmende Be-
hörde gewährleistet ist. 

Artikel 16

Finanzieller Ausgleich

(1) 1Die Freie Hansestadt Bremen zahlt an das Land Nieder-
sachsen jährlich zum 16. Oktober eines Jahres einen finanziel-
len Ausgleich für den Aufwand infolge der Übernahme von
Aufgaben im Rahmen des Zahlstellenverfahrens (Zahlstellen-
aufgaben) und von Aufgaben im Rahmen von nationalen För-
dermaßnahmen gemäß Artikel 1 Absatz 1 dieses Staatsver-
trages. 2Die Höhe des finanziellen Ausgleichs wird durch Ver-
waltungsvereinbarung gemäß Artikel 13 geregelt.

(2) Die Höhe des vereinbarten finanziellen Ausgleichs soll
bei Bedarf überprüft und gegebenenfalls einvernehmlich
durch Änderung in der Verwaltungsvereinbarung gemäß Arti-
kel 13 neu festgelegt werden.

(3) 1Sind über die aktuellen Fördermaßnahmen hinaus neue
Fördermaßnahmen, Sonderstützungsmaßnahmen oder de-mi-
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nimis-Beihilfen von niedersächsischen Behörden abzuwickeln,
die einen deutlich erhöhten, zusätzlichen Personalaufwand
nach sich ziehen, wird über den finanziellen Ausgleich hin-
aus für die betreffenden Jahre ein zusätzlicher Betrag verein-
bart und in der Verwaltungsvereinbarung gemäß Artikel 13
festgelegt. 2Entstehen dem Land Niedersachsen zusätzliche
Kosten für Fördermaßnahmen, die nur in der Freien Hanse-
stadt Bremen angeboten werden, oder wegen abweichender
Regelungen, die im Zusammenhang mit der Freien Hanse-
stadt Bremen erforderlich sind, sind diese dem Land Nieder-
sachsen in voller Höhe entsprechend dem tatsächlichen
Aufwand zu erstatten. 

(4) 1Die Freie Hansestadt Bremen beteiligt sich des Weiteren
zu einem Drittel an den externen Dienstleistungen für die Pro-
grammerstellung sowie für die EU-seitig vorgegebene Beglei-
tung und Bewertung des Entwicklungsprogramms für die
Förderperiode 2014 bis 2020 (PFEIL-Programm) und etwaiger
Nachfolgeprogramme. 2Im Gegenzug gilt der Aufwand für Per-
sonalkosten und für alle weiteren Sachkosten als abgegolten,
der im Zusammenhang mit der ELER-Förderung in den betei-
ligten niedersächsischen Stellen wie der Verwaltungsbehörde,
dem Niedersächsischen Ministerium für Bundes- und Europa-
angelegenheiten und Regionale Entwicklung, den ministeriel-
len Fachreferaten und den Koordinierungsstellen entsteht.
3Absatz 1 bleibt hiervon unberührt. 

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Schlussvorschriften

Artikel 17

Geltungsdauer, Kündigung und salvatorische Klausel

(1) 1Dieser Staatsvertrag ersetzt den Staatsvertrag vom 18./
25. Oktober 2010. 2Der Staatsvertrag gilt bis zum 31. Dezem-
ber 2023 und verlängert sich automatisch jeweils um die Lauf-

zeit einer neuen EU-Förderperiode einschließlich Abrech-
nungsfrist.

(2) Eine Kündigung vor Ablauf der Förderperiode ist auf-
grund der mit der Programmgenehmigung durch die Europäi-
sche Kommission festgelegten Zuständigkeiten nur im Einver-
nehmen mit der Europäischen Kommission möglich. 

(3) Eine Kündigung kann nur schriftlich zum Ende eines
EU-Haushaltsjahres mit einer Frist von zwei Jahren erfolgen. 

(4) 1Sollten einzelne Bestimmungen dieses Staatsvertrages
unwirksam sein oder werden, so berührt dies die Gültigkeit
der übrigen Bestimmungen dieses Staatsvertrages nicht. 2Die
Parteien verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch
neue Bestimmungen zu ersetzen, die den Regelungszielen der
unwirksamen Bestimmungen in rechtlich zulässiger Weise ge-
recht werden. 3Entsprechendes gilt für im Staatsvertrag enthal-
tene Regelungslücken. 4Zur Behebung enthaltener Regelungs-
lücken verpflichten sich die Parteien, auf eine Art und Weise
hinzuwirken, die dem am nächsten kommt, was die Parteien
nach dem Sinn und Zweck des Staatsvertrages bestimmt hätten.

Artikel 18

Inkrafttreten

(1) Dieser Staatsvertrag bedarf der Ratifizierung durch beide
Länderparlamente und tritt nach dem Austausch der Ratifika-
tionsurkunden mit Wirkung vom 1. Januar 2016 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt der Staatsvertrag zwischen der Freien
Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen im Bereich
der beiden EU-Fonds Europäischer Garantiefonds für die
Landwirtschaft (EGFL) und Europäischer Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) so-
wie darauf aufbauender nationaler Förderprogramme vom
18./25. Oktober 2010 außer Kraft.

Bremen, den 30.07.2018 Hannover, den 09.07.2018

Für die Freie Hansestadt Bremen Für das Land Niedersachsen

J.  L o h s e Barbara  O t t e - K i n a s t

Der Senator für Umwelt,
Bau und Verkehr

Die Ministerin für Ernährung, 
Landwirtschaft und
Verbraucherschutz
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